
GESUNDHEITS- UND PATIENTENANWALTSCHAFTSGESETZ (9445)

Gesetz vom 27. April 2000 über die Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft,
LGBl. Nr. 51/2000

§ 1
Einrichtung einer Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwaltschaft 

(1) Zur Wahrung der Rechte und Interessen der Patienten in allen Bereichen des Gesundheitswesens
im Burgenland wird beim Amt der Burgenländischen Landesregierung eine Burgenländische Gesund-
heits- und Patientenanwaltschaft eingerichtet.

(2) Durch dieses Gesetz wird die Tätigkeit anderer Einrichtungen, Vereinigungen und Personen, die
der Wahrung der Rechte und Interessen von Patienten dienen, nicht berührt. Insbesondere bleiben die
Befugnisse der Volksanwaltschaft unberührt.

§ 2
Aufgaben

(1) Zur Erfüllung ihres in § 1 genannten Auftrags kommen der Burgenländischen Gesundheits- und
Patientenanwaltschaft folgende Aufgaben zu:

1. Entgegennahme und Bearbeitung von Beschwerden von Patienten oder deren Vertrauensperso-
nen über die Unterbringung, Versorgung, Betreuung oder Heilbehandlung in burgenländi-
schen Krankenanstalten und Altenwohn- und Pflegeheimen sowie über behauptete Mängel in
sonstigen Bereichen des Gesundheitswesens im Burgenland, insbesondere hinsichtlich der
Tätigkeit frei praktizierender Ärzte, Apotheker, Dentisten, Hebammen, Psychotherapeuten,
Angehöriger des gehobenen Dienstes für Gesundheits- und Krankenpflege, der gehobenen
medizinisch-technischen Dienste sowie der in den Bereichen des Rettungswesens, des Kran-
kentransports und der Hauskrankenpflege tätigen Personen;

2. Entgegennahme und Prüfung von Anregungen in diesen Angelegenheiten;
3. Beratung, Information und Hilfestellung in diesen Angelegenheiten;
4. Erstellung von Empfehlungen an die zuständigen Personen, Organe oder Einrichtungen in die-

sen Angelegenheiten;
5. Erteilung von Auskünften in diesen Angelegenheiten nach Maßgabe der Bestimmungen des

Bgld. Auskunftspflichtgesetzes, LGBl. Nr. 3/1989, in der jeweils geltenden Fassung, sowie
6. Zusammenarbeit mit sonstigen Einrichtungen, deren Tätigkeit sich (auch) auf das Gesund-

heitswesen bezieht (Sozialversicherungsträger, Interessenvertretungen, private Krankenversi-
cherungen, etc.).

(2) Die Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft hat nach Entgegennahme von Be-
schwerden gemäß Abs. 1 Z 1 oder Anregungen gemäß Abs. 1 Z 2, ausgenommen den Fall offenkundig
mutwilliger Anbringen, die einschreitenden Personen oder Einrichtungen umgehend über ihre dazu
getroffenen Veranlassungen zu informieren.

(3) Die Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft unterliegt der Amtsverschwiegen-
heit.

(4) Das Land Burgenland als Träger von Privatrechten hat dafür Sorge zu tragen, dass die Rechtsträ-
ger der allgemeinen öffentlichen Krankenanstalten die Burgenländische Gesundheits- und Patientenan-
waltschaft unterstützen und ihr alle zur Erfüllung ihrer Tätigkeit erforderlichen Informationen geben.

§ 3
Befugnisse

(1) Die Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft ist berechtigt, soweit dies zur
Erfüllung ihrer in § 2 genannten Aufgaben erforderlich ist und Angelegenheiten des Gesundheitswe-
sens im Burgenland im Rahmen der Landes- oder Gemeindeverwaltung betrifft, von den zuständigen
Landes- oder Gemeindeorganen - nach schriftlicher Ermächtigung zur Einholung entsprechender Aus-
künfte durch den  betreffenden Patienten - schriftliche oder mündliche Stellungnahmen sowie die
Gewährung von Akteneinsicht zu verlangen. Diese Organe haben, falls ein solches Verlangen im Sinne
des ersten Satzes und sonstiger Rechtsvorschriften (insbesondere datenschutzrechtlicher Bestimmun-
gen) rechtmäßig erfolgt, derartigen Verlangen - nach Maßgabe des Umfangs dieser Ermächtigung und
der dem Patienten in der jeweiligen Angelegenheit selbst zukommenden Auskunftsrechte - zu entspre-
chen, wobei gesetzliche Verschwiegenheitspflichten nicht wirksam sind.

(2) Die Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft kann, soweit dies zur Erfüllung ihrer
in § 2 genannten Aufgaben erforderlich ist, in Angelegenheiten des Gesundheitswesens im Burgenland,
die nicht im Rahmen der Landes- oder Gemeindeverwaltung zu besorgen sind, die betreffenden, in § 2
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Abs. 1 Z 1 genannten Personen oder Einrichtungen um schriftliche oder mündliche Stellungnahme ersu-
chen. Wenn der Patient dem Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwalt (der Burgenländischen
Gesundheits- und Patientenanwältin) eine schriftliche Ermächtigung zur Einholung der entsprechenden
Auskünfte erteilt und der Auskunftserteilung auch keine sonstigen Rechtsvorschriften (insbesondere
datenschutzrechtliche Bestimmungen) entgegenstehen, haben die im ersten Satz genannten Personen und
Einrichtungen - nach Maßgabe des Umfangs dieser Ermächtigung  und der dem Patienten in der jeweili-
gen Angelegenheit selbst zukommenden Auskunftsrechte - solchen Ersuchen zu entsprechen.

§ 4
Anhörungspflicht

Die Landesregierung hat der Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwaltschaft vor Ent-
scheidungen in grundlegenden patientenrelevanten Fragen und insbesondere zu einschlägigen Geset-
zes- und Verordnungsentwürfen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 5
Burgenländischer Gesundheits- und Patientenanwalt

(Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwältin)
(1) Mit der Leitung der Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwaltschaft ist von der Lan-

desregierung nach öffentlicher Ausschreibung ein Burgenländischer Gesundheits- und Patientenanwalt
(eine Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwältin) für die Dauer von jeweils höchstens fünf
Jahren zu beauftragen. Auf die Neuaufnahme eines Burgenländischen Gesundheits- und Patientenan-
walts (einer Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwältin) in den Landesdienst ist das Objek-
tivierungsgesetz, LGBl. Nr. 56/1988, in der jeweils geltenden Fassung, nicht anzuwenden.

(2) (Verfassungsbestimmung) Der Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwalt (die Burgen-
ländische Gesundheits- und Patientenanwältin) ist in Ausübung seiner (ihrer) Tätigkeit weisungsfrei.
Die Bediensteten der Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwaltschaft sind in fachlicher Hin-
sicht nur an die Weisungen des Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwalts (der Burgenlän-
dischen Gesundheits- und Patientenanwältin) gebunden.

(3) Das Land hat den Personal- und Sachaufwand für die Tätigkeit der Burgenländischen Gesund-
heits- und Patientenanwaltschaft zu tragen.

§ 6
Tätigkeitsbericht

Die Burgenländische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft hat der Landesregierung in jedem
zweiten Kalenderjahr bis zum 31. Oktober des Folgejahres einen Bericht über ihre Tätigkeit in den
abgelaufenen beiden Kalenderjahren zu erstatten. Die Landesregierung hat diesen Bericht umgehend
dem Landtag zur Kenntnis zu bringen, wobei es ihr freisteht, den Bericht zu kommentieren.

§ 7
Abgabenfreiheit

Für die Inanspruchnahme der Dienste der Burgenländischen Gesundheits- und Patientenanwaltschaft
sind keine Landesverwaltungsabgaben zu entrichten.

§ 8
Übergangsbestimmung

Der in § 6 genannte Bericht ist erstmals im Jahr 2002 zu erstatten.
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